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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Riedel-Martiny, Junghans, Kratz, 
Amling, Dr. Jens, Frau Lüdemann, Frau Schuchardt, Christ, Möllemann, Dr. Wendig 
und der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache 7/1091 - 

betr. Verbraucherpolitik 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 7. No- 
vember 1973 namens der Bundesregierung die Kleine An- 
frage wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung hat mit ihren Beschlüssen vom 22. August 
und 5. September 1973 ein breit angelegtes Programm zur Inten- 
sivierung der Verbraucherpolitik vorgelegt. Dabei hat sie neben 
gesetzgeberischen Maßnahmen, wie der Verbesserung des 
Schutzes vor gesundheitlichen Beeinträchtigungen im Verkehr 
mit Lebensmitteln und Arzneimitteln oder der Regelung des 
Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen, der Verbrau- 
cherbildung und -information eine besondere Bedeutung zuer- 
kannt. 

Unsere Wirtschaftsordnung braucht den Verbraucher als gleich- 
berechtigten und aktiven Marktpartner. Eine Unterrichtung über 
Marktzusammenhänge und Marktgegebenheiten ist unerläßlich. 
Denn nur der informierte Verbraucher kann den Anforderungen 
gerecht werden. Diese Anforderungen werden künftig eher noch 
wachsen, da die Märkte differenzierter werden. Aber auch auf 
den Gebieten des Gesundheitsschutzes, insbesondere im Le- 
bensmittel- und Arzneimittelbereich, der Ernährung und des 
Wohnungswesens bedarf es weiterer Informationen, um den 
Verbraucher vor Täuschungen und Gefahren zu bewahren. 

Die Bundesregierung sieht daher im Bereich der Verbraucher- 
bildung und -information einen wichtigen Ansatzpunkt für eine 
wirkunsvolle Verbraucherpolitik und hat beschlossen, die hier- 
für bereitzustellenden Mittel für das Haushaltsjahr 1974 und in 
der Finanzplanung bis 1977 wesentlich zu erhöhen. Vor diesem 
Hintergrund werden die Fragen im einzelnen wie folgt beant- 
wortet: 
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1. Wie hoch sind die in der mittelfristigen Finanzplanung für ver- 
braucherpolitische Aufgaben eingeplanten Finanzmittel, und wie 
teilen sie sich auf die einzelnen Ressorts auf? 


Nach den Beschlüssen der Bundesregierung sind für verbrau- 
cherpolitische Aufgaben insgesamt folgende Beträge eingeplant: 


1974 

1975 

1976 

1977 



in Mio DM 



21.75 

28.25 

34.25 

40.15 


Sie verteilen sich 

auf die in 

Frage kommenden Ressorts 

: wie 

folgt: 






1974 

1975 

1976 

1977 



in Mio DM 


BMWi 

11,46 

14,40 

16,90 

19,30 

BML 

5,60 

7,00 

8,40 

9,80 

BMJFG 

3,80 

5,50 

7,20 

8,90 

BMBau 

0,89 

1,35 

1,75 

2,15 

insgesamt 

21,75 

28,25 

34,25 

40,15 


Aus den Mitteln des BMWi sind folgende Beträge für die Stif- 
tung Warentest vorgesehen: 

1974 1975 1976 1977 

in Mio DM 

6,40 6,90 7,40 7,80 


2. Welches sind die wichtigsten Maßnahmen im Bereich der Ver- 
braucherbildung und -Information, die die Bundesregierung im 
nächsten Jahr aus diesen zusätzlichen Mitteln zu fördern beab- 
sichtigt? 

Die zusätzlichen Mittel im Bereich der Verbraucherinformation 
und -beratung sollen zur Verbesserung der origanisatorischen 
Voraussetzungen der Verbraucherberatung und zur Herstellung 
zusätzlichen Materials zur Verbraucherinformation verwendet 
werden. 

Einzelheiten über den Einsatz dieser Mittel lassen sich jedoch 
erst festlegen, wenn die erforderliche Abstimmung mit den Län- 
dern, die sich an der Finanzierung beteiligen, und den betroffe- 
nen Verbraucherorganisationen erfolgt ist. 

Dabei soll auch geprüft werden, wie durch eine stärkere Inte- 
gration dieser Beratungseinrichtungen deren Effektivität und 
Attraktivität verbessert werden kann. 

Die Verbraucherberatung soll durch die Entwicklung eines In- 
formationssystems für die Beratungsstellen verbessert werden. 
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Die Beratungseinrichtungen sollen schrittweise weiter ausge- 
baut werden. Dabei wird es darum gehen, die bestehenden Be- 
ratungsstellen personell besser auszustatten und ihnen die An- 
mietung von Beratungsräumen in City-Lage zu ermöglichen so- 
wie zusätzliche Beratungsstellen einzurichten. Darüber hinaus 
soll aus zusätzlichen Mitteln <\ie Errichtung einer Modellbe- 
ratungsstelle finanziert werden, sofern die erforderlichen räum- 
lichen und organisatorischen Voraussetzungen geklärt sind. Die 
Bundesregierung würde es begrüßen, wenn mehr Gemeinden 
als bisher bereit wären, einen Beitrag zur Errichtung von Bera- 
tungsstellen zu leisten. 

Anläßlich des Weltgesundheitstages 1974, dessen Thema „Ge- 
sundes Leben durch richtige Ernährung" lautet, soll einer 
möglichst breiten Öffentlichkeit die Bedeutung der gesundheits- 
gerechten Ernährung ins Bewußtsein gerückt und Hinweise auf 
ein richtiges Verhalten gegeben werden. Außerdem soll ihr die 
aktuelle Bedeutung des Verbraucherschutzes im Bereich des 
Lebensmittelwesens vor Augen geführt werden. 

In Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung, der Deutschen Gesellschaft für Ernährung und dem 
Deutschen Sportbund ist vorgesehen, in den Jahren 1974 bis 1976 
eine umfassende Aufklärung der Bevölkerung mit besonderem 
Schwerpunktprogramm über „Richtige Ernährung und körper- 
liche Betätigung" durchzuführen, die sich auf die Erfahrungen 
einer entsprechenden in Schweden durchgeführten Aktion „Feld- 
zug für richtige Ernährung und körperliche Betätigung" stützt. 
Bei dieser Aktion sollen insbesondere die Jugend, ältere Men- 
schen und die Fragen der Gemeinschaftsverpflegung ange- 
sprochen werden. In verstärktem Umfang soll weiterhin der 
Verbraucher über die Verbesserung des Verbraucherschutzes 
im Rahmen der Gesamtreform des Lebensmittelrechts umfas- 
send informiert werden. 

Besondere Bedeutung mißt die Bundesregierung der Verbrau- 
cherinformation einkommensschwacher Schichten zu. Diese Ver- 
brauchergruppe bedarf in besonderem Maße der Information, 
ist jedoch mit den herkömmlichen Mitteln der Verbraucherin- 
formation nur schwer erreichbar. Im Jahre 1974 werden daher 
erstmals Mittel für ein Sonderprojekt bereitgestellt, das wich- 
tige Aufschlüsse geben soll. 

Auch Lehr- und Lernmaterial für die Verbraucherbildung soll 
weiter entwickelt werden. Die Kinder von heute sind die Ver- 
braucher von morgen. Daher sollen über die im Ernährungs- 
bereich bereits bestehenden Anfänge hinaus Modellserien von 
Lehr- und Lernmaterial entwickelt werden. Die dabei erzielten 
Ergebnisse sollen die Grundlage für die Erarbeitung von Lehr- 
und Lernmaterial auf den verschiedenen verbraucherpolitisch 
relevanten Gebieten bilden. 

Die Herausgabe von Informationsmaterial soll verstärkt wer- 
den. Ziel ist es, eine größere Zahl von Verbrauchern über The- 
men, u. a. aus den Bereichen des Verbraucherschutzes, der 
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Rechtsstellung des Verbrauchers und der Ernährung zu unter- 
richten. Das bisherige Material soll auf seine Geeignetheit über- 
prüft werden. Dabei soll insbesondere auch das Informations- 
bedürfnis einkommensschwacher Schichten berücksichtigt wer- 
den. 

Die Bundesregierung begrüßt die Bereitschaft von Presse, Funk 
und Fernsehen, an der Verbraucherinformation mitzuwirken. 
Die Bundesregierung hat ihre Bereitschaft zum Ausdruck ge- 
bracht, bei der Produktion von Verbrauchersendungen und In- 
formationsspots mitzuwirken. 


3. Welche Schwerpunktmaßnahmen ergreift die Bundesregierung, 
um bei der gegenwärtigen konjunkturellen Entwicklung ein 
preisbewußtes Verbraucherverhalten zu fördern? 

Die Bundesregierung hat eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, 
um das Preisbewußtsein der Verbraucher zu schärfen. So hat 
sie sich mit einer Serie von Anzeigen zur Preis- und Verbrau- 
cherpolitik an die Bevölkerung gewandt. Diese Anzeigen dienen 
der Aufklärung einer breiteren Öffentlichkeit über die Ursachen 
der Preisentwicklung und machen dem Verbraucher deutlich, 
daß er durch preisbewußtes Verhalten beim Kauf einen ent- 
scheidenden Beitrag zur Wiedergewinnung von mehr Preis- 
stabilität leisten kann. 

Darüber hinaus wird sie noch in diesem Jahr ein Merkblatt in 
großer Auflage herausgeben, durch das die Verbraucher auf ge- 
fordert werden, auf Preise zu achten und mehr aus ihrem Geld 
zu machen. Dieses Merkblatt soll in plakativer Form zu preis- 
bewußtem Einkäufen anhalten. 

Ferner hat die Bundesregierung der Arbeitsgemeinschaft der 
Verbraucher für deren Aktion „Gemeinsam für vernünftige 
Preise" einen gesonderten Betrag zur Verfügung gestellt. Im 
Rahmen dieser Aktion fahren zwei Busse mit Informationsmate- 
rial und Computern, die Fragen der Verbraucher beantworten, 
zwei Monate lang durch die Bundesrepublik. Durch diese Aktion 
werden auch Verbraucher angesprochen, die bisher nur unzu- 
reichend mit Informationen versorgt werden konnten. 

In diesem Zusammenhang sind auch die im Auftrag der Arbeits- 
gemeinschaft der Verbraucher durchgeführten Preis vergleiche 
zu nennen. 1973 sind in 22 Städten der Bundesrepublik solche 
Preisvergleiche vorgenommen worden. Dabei sind die Preise 
von über 20 Gerätearten aus dem Phono-, Elektro- und Photo- 
bereich verglichen worden. Im Zusammenhang mit der Ver- 
braucherwoche sind sechs weitere Städte in das Programm auf- 
genommen und 100 000 DM zusätzlich bereitgestellt worden. 
Die Bundesregierung wird derartige Preisvergleichs-Aktionen 
weiter fördern. 

Für den Lebensmittelbereich werden von den Verbraucher- 
zentralen der Länder neben den wöchentlichen Preiserhebungen 
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für einen Bundesvergleich auch wöchentliche Preisermittlungen 
für regionale und lokale Preisspiegel durchgeführt, die aus Bun- 
desmitteln finanziert werden. Die lokalen und regionalen Preis- 
spiegel werden regelmäßig in der örtlichen Presse und in eini- 
gen Bereichen auch im Rundfunk und Fernsehen veröffentlicht. 
Außerdem werden mit Hilfe der verschiedenen Einrichtungen 
der Verbraucheraufklärung Information über günstige Einkaufs- 
möglichkeiten, Marktsituationen und Erntehöhepunkte ver- 
stärkt verbreitet. Durch breitgestreute Einkaufs-, Vorrats- und 
Küchentips werden die Möglichkeiten der Selbsthilfe durch 
kritisches Einkäufen aktiviert und den Verbrauchern Hinweise 
gegeben für eine preisgünstige Gestaltung eines ernährungs- 
physiologisch vollwertigen Speiseplans. 

Besondere Bedeutung mißt die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang auch den Qualitätsvergleichen der Stiftung Waren- 
test bei. Noch immer halten viele Verbraucher eine teurere Ware 
auch für besser. Die Qualitätsvergleiche beweisen, daß eine 
generelle Aussage „teuer gleich gut" nicht richtig ist. Die zuneh- 
mende Verbreitung der Testergebnisse in der Zeitschrift „test" 
(derzeitige Auflage rund 350 000) und durch andere Presseorga- 
ne, Rundfunk und Fernsehen läßt erwarten, daß für die Ver- 
braucher Preis und Qualität zu gleichgewichtigen Indikatoren 
bei Kaufentscheidungen werden. 

Im Rahmen der Wohnberatung wird der Verbraucher durch die 
neu aufgelegte Mietfibel über seine Rechte belehrt und kann 
ungerechtfertigte Mieterhöhungen vermeiden. 


4. Welche verbraucherpolitischen Institutionen mit welchen Auf- 
gaben werden von den Ressorts 1973 gefördert, und wie hoch 
ist diese Förderung im einzelnen? 


Da das Haushaltsjahr noch nicht abgeschlossen ist, können end- 
gültige Zahlen noch nicht genannt werden. Nach den vorlie- 
genden Ergebnissen und Planungen werden im Jahr 1973 folgen- 
de Institutionen von der Bundesregierung zur Durchführung der 
angegebenen Aufgaben gefördert: 

DM 

1. Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher 

(AGV) rd. 1 887 200 

Aufgabe: 

Verbesserung der Position der Ver- 
braucher im Wirtschaftsleben, Vertre- 
tung der Verbraucherinteressen in der 
Öffentlichkeit und bei den Gesetzge- 
bungs- und Verwaltungsstellen. 

Die Mittel verteilen sich wie folgt: 

— Personelle Ausstattung rd. 201 500 

— Projektzuwendung für einzelne 
Aktionen, darunter Preisverglei- 
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che bei Gebrauchsgütern r Einsatz 
von Bussen anläßlich der Verbrau- 
cherwoche, Seminare für Bera- 
tungskräfte, Wanderschau über 
häusliche Sicherheit 

— Aufträge für Informationsmaterial. 

2. Stiftung Warentest 
Aufgabe: 

Vergleichende Prüfung des Nutz- und 
Gebrauchswertes von Waren und 
Dienstleistungen, die überregional an- 
geboten werden. Unterrichtung der 
Öffentlichkeit über die Prüfergebnis- 
se durch 

— Zeitschrift „test" (derzeitige Auf- 
lage rd. 350 000, Auflage der Test- 
ergebnisse durch Abdruck in ande- 
ren Publikationen rd. 4 Millionen) 

— test-Jahrbuch, in dem die Ergeb- 
nisse der Tests jedes Jahr zusam- 
mengefaßt werden (Auflage: rd. 
30 000), 

— test-Ratgeber zu bestimmten Sach- 
bereichen (z. B. Waschen, Trock- 
nen, Bügeln; Auflage rd. 50 000) 
Gesamthaushalt 

1973 rd. 11,5 Mio DM 

davon: 

Personalkosten rd. 3,2 Mio DM 

Sachkosten rd. 8,3 Mio DM 

Bundeszuschuß rd. 5,7 Mio DM 

3. Elf Verbraucherzentralen mit 65 Be- 

ratungsstellen rd. 2 500 000 

Aufgaben: 

Unterrichtung und Beratung der Ver- 
braucher über Marktzusammenhänge, 
richtiges Marktverhalten, Gebrauchs- 
tauglichkeit von Gütern, richtige Er- 
nährung und Warenkunde. Vertre- 
tung der Verbraucherbelange gegen- 
über örtlichen und regionalen. Behör- 
den, Öffentlichkeitsarbeit, Regelung 
von Beschwerdefällen, Schulung der 
Beratungskräfte. Veranstaltung von 
Vorträgen und Ausstellungen. 

Die Beratungsstellen dienen im we- 
sentlichen der Individualberatung. 


— 7. Wahlperiode 

DM 

rd. 1 254 700 
rd. 431 000 

rd. 5 700 000 


rd. 2 500 000 
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4. Arbeitsgemeinschaft Hauswirtschaft 
und die ihr angeschlossenen 20 Bera- 
tungsstellen 

Aufgabe: 

Unterrichtung der Bevölkerung über 
rationelle Haushaltsführung und alle 
im Haushalt anfallenden Fragen, Ver- 
tretung der Hauswirtschaft in der 
Öffentlichkeit und in anderen Institu- 
tionen, Beratung und Lehrkurse. 

5. Verbraucherschutz verein 
Aufgabe: 

Aufklärung der Verbraucher über un- 
lautere Geschäftsmethoden, Verfol- 
gung von Verstößen gegen das UWG 
durch Abmahnungen und Klagen. 

6. Aktion Bildungsinformation 
Aufgabe: 

Prüfung des Angebots an Fernlehr- 
gängen und Verfolgung unlauterer 
Geschäftsmethoden. Unterrichtung der 
Verbraucher über die Ergebnisse. 

7. Bundesausschuß für volkswirtschaft- 
liche Aufklärung (BAVA) 

Aufgabe: 

Verbreitung von volkswirtschaftli- 
chem Grundwissen durch Herausgabe 
und Verteilung von Informationsma- 
terial in Form von Broschüren und 
Merkblättern im Auftrag einzelner 
Bundesministerien. 

8. Deutsche Gesellschaft für Ernährung 
(DGE) 

Aufgabe: 

Prüfung der wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse auf dem Gebiet der Ernäh- 
rungsforschung und -lehre und Ver- 
breitung der Ergebnisse in der Öffent- 
lichkeit durch Beratungen, Vorträge, 
Ausstellungen und Kurse. 

9. Arbeitsgemeinschaft Wohnberatung 
mit 12 Wohnberatungsstellen 

Aufgabe: 

Beratung über Planung, Nutzung und 
Einrichtung von Wohnungen, Wohn- 


7. Wahlperiode 


DM 

rd. 575 000 


rd. 35 000 


rd. 20 000 


rd. 1 905 000 


rd. 830 000 


rd. 95 000 
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DM 

forschung und Untersuchung neuer 
Entwicklungen, Verbreitung der ge- 
wonnenen Erkenntnisse unter allen 
Beteiligten. 

10. Ausschuß Gebrauchstauglichkeit (AGt) rd. 9 000 

Aufgabe: 

Förderung der Mitarbeit von Verbrau- 
chern bei der Normung. 

11. Kontaktbüro für Verbraucheraufklä- 
rung rd. 350 000 

Aufgabe: 

Zusammenführung der Marktpartner 
auf dem Gebiet der Ernährung durch 
Information über Markt-, Ernährungs- 
und hauswirtschaftliche Fragen über 
Massenmedien. 


5. Welche verbraucherpolitischen Merkblätter, Einzelbroschüren 
und serienmäßig erscheinenden Broschüren werden im Haus- 
haltsjahr 1973 mit Bundeszuschüssen finanziert, und wie hoch 
sind diese Zuschüsse? 

Im Haushaltsjahr 1973 werden folgende periodische Publika- 
tionen, Einzelbroschüren, Merkblätter und sonstige Publikatio- 
nen aus Bundesmitteln finanziert (unbeschadet etwaiger Ergän- 
zungen, die sich noch bis Ende des Jahres ergeben) : 

Periodische Publikationen DM 

— Zeitschrift „test" (nur teilweise durch 
globale Zuwendungen in Höhe von 5,7 Mio DM 
an die Stiftung Warentest finanziert) 

— test- Jahrbuch (nur teilweise durch 
globale Zuwendungen in Höhe von 
5,7 Mio DM an die Stiftung Warentest 
finanziert) 

— Verbraucherrundschau der 
Arbeitsgemeinschaft der 
Verbraucher (AGV) 

— Verbraucherpolitische 
Korrespondenz der Arbeits- 
gemeinschaft der Verbraucher 
(AGV) 

— Verbraucherdienste A und B 
des Bundes für volkswirt- 
schaftliche Aufklärung (BAVA) 


Teil- 

auflage 


rd. 246 080 


rd. 445 000 


8 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1207 


DM 

Einzelbroschüren 

— Verbraucher 1974 285 890 

— Ernährung des Säuglings 90 000 

— Ernährung des Klein- und Schulkindes 60 000 

— Ernährung Heranwachsender 75 000 

— Ernährung älterer Menschen 300 000 

— Ernährung im Urlaub 120 000 

— Leitsätze des Deutschen Lebensmittelbuches 20 000 

— Gesünder leben durch Diät 70 000 

— Ernährungsfibel für das Vorschulalter 90 000 

„Die kleine Lok" 

— Mietfibel 38 600 

— Wohngeldfibel „Das neue Wohngeld" 41 600 


— Jeder kann besser wohnen 
(Druckkostenzuschuß steht noch nicht fest) 

— Zehn Informationsbroschüren über einzelne 


N ahrungsmittel 

Fleisch 210 000 

Obst 140 000 

Gemüse 138 000 

Kartoffeln 105 000 

Milch 75 000 

Käse 100 000 

Süßwasserfisch 63 000 

Küchenkräuter 48 000 

Einmachen - lohnt sich das? 36 000 

Vorratshaltung 55 000 

Merkblätter 

— Verbraucherpolitik 24 300 

— Auf Preise achten 50 000 

— Preise 56 000 

— Kalorientabelle für den täglichen Bedarf 65000 

— Ernährung der werdenden Mutter 145 000 


— Fünf Faltblätter für Ernährungsberatung im 
ländlichen Raum (Ernährung nach Maß, 

Gesund und richtig ernährt, richtig 
zubereitet, auswählen und kaufen, 

Gemeinschaftsverpflegung) 30 000 

— Pestizide (Schädlingsbekämpfungsmittel) 40 000 

— Steckbrief für die Wohnung (Eigenher- 
stellung des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau) 
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DM 

Sonstige Publikationen 

— Lehrbuch für den Schulunterricht 
(Sekundarstufe I) nebst einer Kleinen 
Ernährungslehre (Unterrichtshilfe 

für Lehrer und Schüler) 120 000 

— Ernährungsbericht (ein Bericht je Legislatur- 
periode über Entwicklungstendenzen des 
Nahrungsmitt elverbrauchs und der 
Verzehrgewohnheiten, Bedeutung der 
Ernährung für Gesundheit und Leistungs- 
fähigkeit, ernährungspsychologischen 
Bedarf der wichtigsten Bevölkerungsgruppen, 

Erhaltung des Nährwerts, Gegenüberstellung 
von Verbrauch und Nährwert-Soll und 
Empfehlungen aus ernährungs- 
physiologischer Sicht) 152 000 


6. Weldie Modellvorhaben zur Verbraucheraufklärung und -Infor- 
mation fördert die Bundesregierung im Haushaltsjahr 1973, und 
wie hoch ist der Mitteleinsatz hierfür? 

Die Modellvorhaben zur Verbraucheraufklärung hält die Bun- 
desregierung deshalb für besonders bedeutsam, weil bei der 
Verbraucherinformation weitgehend Neuland beschritten wird. 
In den Antworten zur Frage 2 ist bereits auf ein wichtiges Mo- 
delvorhaben im nächsten Jahr hingewiesen worden. Auch im 
Jahre 1973 sind einige Maßnahmen mit Modellcharakter in An- 
griff genommen worden. So wird z. Z. ein Modellvorhaben für 
ein einheitliches Informationssystem für alle Beratungsstellen 
gefördert. Durch dieses Informationssystem soll allen Bera- 
tungsstellen in standardisierter und leicht zugänglicher Form 
ein Grundstock an Fakten für die Beratung zur Verfügung ge- 
stellt werden, der ohne allzu großen Aufwand auf den jeweils 
neuesten Stand gebracht werden kann. Für dieses Vorhaben 
sind im Haushaltsjahr 1973 35 000 DM bereitgestellt worden. 

Ferner ist im Jahr 1973 ein Modellversuch moderner individu- 
eller Ernährungsberatung im Medienverbund durchgeführt wor- 
den. Eine im Sendebereich des WDR ausgestrahlte 13teilige 
Fernsehfolge zum Thema „Kritisch konsumieren, vernünftig er- 
nähren" wurde mit einem Ernährungsberatungsprogramm ge- 
koppelt, das mit Hilfe eines besonders für diese Aufgaben ein- 
gesetzten Expertenteams und elektronischer Datenverarbeitung 
durchgeführt wurde. Nach Vorliegen der Abschlußergebnisse 
wird geprüft werden, in welcher Form dieses Programm aus- 
gebaut und weitergeführt werden kann. Der Mitteleinsatz im 
Haushaltsjahr 1973 beträgt 285 000 DM. 

Schließlich läuft ein Vorhaben, das der Herstellung von didak- 
tisch aufbereitetem Lehr- und Lernmaterial für verbraucher- 
und ernährungskundlichen Unterricht in der Sekundarstufe I 
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dient. Dieses Modell soll nach praktischer Erprobung auch auf 
weitere Sachbereiche der Verbrauchererziehung im Unterricht 
ausgedehnt werden. Am Haushaltsjahr 1973 sind für dieses 
Vorhaben 120 000 DM bereitgestellt worden. 


7. Ist eine einheitliche Planung der ausgabewirksamen Maßnah- 
men der Ressorts gewährleistet.und wird eine Erfolgskontrolle 
dieser Maßnahmen durchgeführt? 

In den Beschlüssen der Bundesregierung zur Intensivierung der 
Verbraucherpolitik ist auch eine stärkere Koordinierung der 
Verbraucherpolitik der einzelnen Ressorts vorgesehen und zu 
diesem Zweck dem Interministeriellen Ausschuß für Verbrau- 
cherfragen folgendes konkrete Mandat erteilt worden: 

— Abstimmung der verbraucherpolitischen Grundsatzfragen 

— Weiterentwicklung des verbraucherpolitischen Konzepts 

— Ausarbeitung der Verbraucherberichte 

— Koordinierung ihrer Durchführung mit periodischen Zwi- 
schenberichten an das Kabinett 

— Abstimmung des verbraucherpolitisch relevanten Gesetz- 
gebungsprogramms und der verbraucherpolitisch besonders 
interessierenden Fragen einzelner Vorhaben 

— Entwicklung eines einheitlichen Konzepts für Verbraucher- 
bildung und -information (Verbraucherberatung, Material 
zur Verbraucherbildung und -information) 

— Vorbereitung gemeinsamer Aktionen zur Verbraucherinfor- 
mation 

— Abstimmung der Jahresprogramme der einzelnen Ressorts 
zur Verwendung der Bundesmittel 

— Abstimmung der einzelnen Maßnahmen. 

Der Interministerielle Ausschuß soll auch auf Staatssekretärs- 
ebene zusammentreten, wenn politische Entscheidungen zur 
Weiterentwicklung des verbraucherpolitischen Gesetzgebungs- 
programms und zur Intensivierung von Verbraucherbildung 
und -information getroffen werden müssen. 

Die Bundesregierung hält darüber hinaus eine enge Abstim- 
mung mit den Ländern, die z. B. bei den Verbraucherzentralen 
einen erheblichen Teil der finanziellen Zuwendungen bestrei- 
ten, und mit den betroffenen Verbraucherorganisationen für 
erforderlich. Deshalb ist vorgesehen, daß die Länder und die 
Verbraucherorganisationen an der Ausarbeitung der Gesamt- 
konzepte beteiligt werden. 

Bereits nach § 7 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung sind für 
Maßnahmen von erheblicher finanzieller Bedeutung Nutzen- 
Kosten-Untersuchungen anzustellen. Der Bundesminister der 
Finanzen hat hierzu besondere Verwaltungsvorschriften erlas- 
sen, die sicherstellen, daß die Effizienz der eingesetzten öffent- 
lichen Mittel geprüft wird. Das gilt auch für die für Verbrau- 
cherbildung und -information verwandten Mittel. 
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